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1. Kapitel: Einleitung 

1. Kapitel 

A. Bedeutung der Europäischen Ermittlungsanordnung in Strafsachen 
A. Bedeutung der Europäischen Ermittlungsanordnung in Strafsachen 

Mit der Richtlinie über die Europäische Ermittlungsanordnung in Strafsachen 
haben der Europäische Rat und das Europäische Parlament nach langwierigen 
und kontroversen Verhandlungen am 3. April 2014 ein weiteres Instrument der 
gegenseitigen Anerkennung verabschiedet.1 

Auf Grundlage dieser Richtlinie können Beweise auf Ersuchen eines euro-
päischen Mitgliedstaates auf dem Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
erhoben und an diesen übermittelt werden. Nach Art. 1 Abs. 1 S. 1 RL EEA ist 
eine Europäische Ermittlungsanordnung2 eine gerichtliche Entscheidung, die von 
einer justiziellen Behörde eines Mitgliedstaats – dem Anordnungsstaat – zur 
Durchführung einer spezifischen Ermittlungsmaßnahme in einem anderen Mit-
gliedstaat – dem Vollstreckungsstaat – zur Erlangung von Beweisen erlassen 
wird. 

Primärziel der Richtlinie ist somit die Schaffung einer einheitlichen Rechts-
grundlage für „die gegenseitige Anerkennung von Entscheidungen zur Erlan-
gung von Beweismitteln“3, die nahezu sämtliche grenzüberschreitende Ermitt-
lungsmaßnahmen umfasst. Die RL EEA soll die europäische Beweisrechtshilfe 
damit grundlegend novellieren.4 

Gesetzgebungsakte auf europäischer Ebene sind seit längerem integraler 
Bestandteil der vereinbarten Zusammenarbeit der europäischen Mitgliedstaaten 
im Bereich des Strafrechts. Dies gilt insbesondere seit der Unterzeichnung des 
Lissaboner Vertrags, der eine „Europäisierung des Strafrechts“ zunehmend vo-

                                                           
1 Richtlinie 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3.4.2014 über die 

Europäische Ermittlungsanordnung in Strafsachen, ABlEU L 130/1. Sie wird im Folgenden 
als „RL EEA“ oder als „Richtlinie“ bezeichnet. 

2 Im Folgenden als „EEA“ bezeichnet. 
3 Vgl. Erwägungsgrund (38) S. 1 RL EEA. 
4 Die Beweisrechtshilfe bezeichnet im traditionellen Rechtshilferecht die Maßnahmen eines 

Staates zur Sicherung und Übermittlung von Informationsträgern für Beweiszwecke in ei-
nem ausländischen Strafverfahren, siehe Gleß, in: Böse, Europäisches Strafrecht, § 16 Rn. 
18. 
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rantreibt.5 Mit dem Erlass der RL EEA, der ersten Richtlinie im Bereich der 
sonstigen Rechtshilfe in Strafsachen, hat der Harmonisierungsprozess jedoch 
nicht nur an neuer Dynamik gewonnen. Darüber hinaus steht die RL EEA mögli-
cherweise für einen (gebotenen) Wendepunkt in der Bewertung, welche Bedeu-
tung den Freiheitsrechten des Einzelnen im Verhältnis zu den Sicherheitsinteres-
sen des Staates im Kontext der gegenseitigen Anerkennung beizumessen ist. 

Bislang sind weder die besondere Bedeutung der RL EEA noch die damit 
verbundenen Anforderungen für den deutschen Gesetzgeber zur Wahrung der 
Beschuldigtenrechte umfassend untersucht worden. Die vorliegende Arbeit will 
diese Lücke schließen und zugleich einen Beitrag zur gesetzes- und gesell-
schaftspolitisch aktuellen Frage leisten, ob und wie das Spannungsfeld zwischen 
den beiden Polen öffentliches Strafverfolgungsinteresse und individuelle Be-
schuldigtenrechte im Rahmen der rechtshilferechtlichen Zusammenarbeit austa-
riert werden kann. 

Im Vergleich zu den bisherigen Instrumenten der gegenseitigen Anerken-
nung geht die RL EEA ihrem Inhalt und ihrer Reichweite nach über den bisher 
festgelegten Umfang der strafrechtlichen Zusammenarbeit hinaus. Die Umset-
zung dieser Vorgaben wird die einzelnen Mitgliedstaaten somit nicht nur in zeit-
licher Hinsicht – die Umsetzung muss zum 22. Mai 2017 erfolgen –, sondern 
auch und vor allem in inhaltlicher Hinsicht vor besondere Herausforderungen 
stellen. 

Zwar gibt es im Bereich der Rechtshilfe eine Fülle von Instrumenten der 
gegenseitigen Anerkennung (Art. 82 Abs. 1 AEUV). Zu diesen Instrumenten 
zählt vorrangig der Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl,6 der 
seinerzeit die klassischen Auslieferungsverträge ersetzte und somit der erste 
bedeutende Schritt auf dem Weg zu einem vereinfachten Auslieferungsprozedere 
war.7 Zudem existieren sekundärrechtliche Instrumente der gegenseitigen Aner-
kennung wie das unvollkommene Vorgängerinstrument der RL EEA, der Rah-
menbeschluss der Europäischen Beweisanordnung.8 Hinzu treten die völker-
rechtlichen Grundlagen der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit, beispielsweise 

                                                           
5 So zutreffend formuliert von Beukelmann, NJW 2010, 2081 (2081). 
6 Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Rates vom 13.6.2002 über den Europäischen Haftbefehl 

und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten, ABlEU L 190/1. Im Folgenden 
als „RB EuHb“ bezeichnet. 

7 Ahlbrecht, StV 2013, 114 (114). 
8 Rahmenbeschluss 2008/978/JI des Rates vom 18.12.2008 über die Europäische Beweisan-

ordnung zur Erlangung von Sachen, Schriftstücken und Daten zur Verwendung in Strafsa-
chen, ABlEU 350/72. Im Folgenden als „RB EBA“ oder „Rahmenbeschluss“ bezeichnet. 
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das Rechtshilfeübereinkommen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union.9 

In ihrem Zusammenspiel und ihrer Wechselwirkung sind diese sekundär-
rechtlichen Instrumente jedoch unpraktikabel und konterkarieren die Idee einer 
schnellen und effizienten Rechtshilfe. Die RL EEA hat daher zum erklärten Ziel, 
die traditionelle Rechtshilfe umfassend zu vereinheitlichen und auf diese Weise 
zu vereinfachen. Überdies soll sie das Rechtshilfeverfahren durch den Formvor-
behalt transparenter gestalten.10 Denn die RL EEA erfüllt mehrere Funktionen im 
Rahmen der Rechtshilfe. Die Richtlinie regelt die Beweiserhebung und den Be-
weistransfer.11 

Im Wege einer EEA sollen nun ausländische Entscheidungen in jeder Lage 
eines Ermittlungs- oder Gerichtsverfahrens auf dem eigenen Hoheitsgebiet auf 
Grundlage einer einheitlichen Rechtsgrundlage – als seien es eigene hoheitliche 
Entscheidungen – anerkannt und vollstreckt werden können. Nach der Vorstel-
lung der Richtliniengeber soll die EEA eine wirksame grenzüberschreitende 
Strafverfolgung von Verbrechen ermöglichen, ohne dabei die Menschenrechte 
und Grundfreiheiten zu vernachlässigen. 

Die RL EEA steht damit zunächst in der Tradition der Verstärkung und des 
Ausbaus der europäischen Strafverfolgung, die seit den Ereignissen vom 11. 
September 2001 maßgeblich von Sicherheitsbedürfnissen geleitet wurde. So soll 
die RL EEA ein weiteres Instrument und Gegengewicht zum Globalisierungs-
prozess sein, der als ein Negativeffekt die grenzüberschreitende Kriminalität 
erleichtert. Vor allem die organisierte Kriminalität hat eine qualitative wie quan-
titative Steigerung erfahren, da durch die Einführung der Grundfreiheiten auf 
europäischer Ebene ein „kriminalgeographischer Raum“12 entstanden ist, deren 
Verfolgung an die aktuellen Gegebenheiten angepasst werden soll. Die Gewäh-
rung der Personen- sowie Waren- und Dienstleistungsfreiheit im Rahmen des 
europäischen Integrationsprozesses trägt maßgeblich dazu bei, dass Straftaten 
immer seltener nur innerhalb der Grenzen der einzelnen Mitgliedstaaten began-
gen werden.13 Kehrseite der europäischen Freizügigkeit ist, dass sich die Bürger, 
die diese Freizügigkeit in Anspruch nehmen, im Falle von Straftaten auch einer 
fremden Rechtsordnung unterwerfen müssen. 

                                                           
9 Rechtsakt 2000/C 197/01 des Rates vom 29.5.2000 über die Erstellung des Übereinkom-

mens – gemäß Art. 34 des Vertrags über die Europäische Union – über die Rechtshilfe in 
Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, ABlEG C 197/1. Im 
Folgenden als „EU-RhÜbk“ bezeichnet. 

10 Meyer, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje, Europäisches Unionsrecht, Art. 82 AEUV 
Rn. 26. 

11 Ruggeri, ZStW 2013, 407 (409). 
12 Schünemann/Roger, ZIS 92 (94). 
13 Vgl. KOM(2005) 696 endg., S. 3. 
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Im Falle grenzüberschreitend begangener Straftaten ist somit eine grenz-
überschreitende Beweiserhebung erforderlich. Während die polizeiliche Zusam-
menarbeit der europäischen Mitgliedstaaten in den vergangenen Jahren intensi-
viert worden ist und sich – auch in technischer Hinsicht – der Frequenz und Dy-
namik der grenzüberschreitenden Straftaten angepasst hat,14 ist die justizielle 
Zusammenarbeit der Strafjustizbehörden bislang verhältnismäßig gering ausge-
staltet.15 Eine effektive Verfolgung transnationaler Straftaten erfordert aber auch 
ein effizientes grenzüberschreitendes Ermittlungsregime. 

Das bisherige traditionelle Rechthilferegime mit seiner Vielzahl an multi- 
und bilateralen Abkommen, die neben- oder nacheinander anzuwenden sind und 
zu einem Normendickicht auf verschiedenen Ebenen führen, ist hierfür denkbar 
ungeeignet.16 Vielmehr erschwert und verkompliziert sie die grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit. 

Der europäische Gesetzgeber hat diese Defizite zwar seit längerem erkannt 
und die Rechtshilfe auf Grundlage des Prinzips der gegenseitigen Anerkennung 
mit dem Ziel der Beschleunigung und Vereinfachung fortentwickelt. Dabei beto-
nen jedoch die bisherigen Instrumente der strafrechtlichen Zusammenarbeit 
durchweg den Sicherheitsgedanken zu Lasten der Freiheit des Einzelnen, wie 
bereits die Vielzahl der europäischen Rechtsakte in diesem Bereich erkennen 
lässt. Aufgrund dieser Entwicklung gerät der tragende Grundsatz der Waffen-
gleichheit innerhalb eines rechtsstaatlichen Strafverfahrens in ein gefährliches 
Ungleichgewicht.17 

B. Gegenstand der Untersuchung 
B. Gegenstand der Untersuchung 

I. 

Mit dem Erlass der RL EEA hat der europäische Gesetzgeber jedoch möglicher-
weise eine Kehrtwende vorgenommen. Denn die RL EEA unterscheidet sich in 
einem zentralen Punkt von ihren Vorgängerinstrumenten: in der Gewichtung der 

                                                           
14 Vgl. beispielsweise den Rahmenbeschluss 2006/960/JI des Rates vom 18.12.2006 über die 

Vereinfachung des Austauschs von Informationen und Erkenntnissen zwischen den Strafver-
folgungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, ABlEU L 386/89, der der 
Beweisrechtshilfe vorgeschaltet ist und dem zwischenstaatlichen Informations- und Daten-
austausch der Polizeibehörden dient. Die polizeiliche Zusammenarbeit ist nicht Bestandteil 
der Arbeit, da die RL EEA insoweit keine Regelungen trifft. 

15 Hecker, § 12 Rn. 2. 
16 So auch sehr deutlich Lagodny, in: Sieber/Satzger/v. Heintschel-Heinegg, Europäisches 

Strafrecht, § 31 Rn. 9; Schomburg/Bohlander, Einf. Rn. 54. 
17 Vgl. auch Roxin/Schünemann, § 3 Rn. 18. 
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Beschuldigtenrechte. Die Freiheit des Einzelnen und seine justiziellen Grund-
rechte werden erstmals im Rahmen der sogenannten sonstigen Rechtshilfe,18 die 
horizontal zwischen den Mitgliedstaaten der EU stattfindet, gestärkt.19 

Die internationale Rechtshilfe zwischen Deutschland und Drittstaaten wird 
von der RL EEA dagegen nicht erfasst; für diese gilt nach wie vor die traditio-
nelle internationale Rechtshilfe fort. 

Während vorherige Instrumente primär die Effektuierung der mitgliedstaat-
lichen Zusammenarbeit bezweckten, könnte die RL EEA eine substantielle Ver-
besserung der bislang bestehenden defizitären Beschuldigtenrechte bedeuten. Die 
vorliegende Arbeit wird daher untersuchen, ob und inwieweit die RL EEA einen 
bedeutenden Fortschritt darstellt, indem sie eine rechtsstaatliche Subjektstellung 
des Beschuldigten innerhalb der grenzüberschreitenden Beweisgewinnung 
schafft. So könnte die RL EEA das erforderliche Gleichgewicht zwischen Frei-
heit und Sicherheit schaffen, in dem der Gesetzgeber die bisherige Kritik, dass 
dieser den Schutz der Rechte des Einzelnen vernachlässige, in Form von grund-
rechtlichen Korrekturen berücksichtigt. 

Bereits die allgemeinen Bestimmungen der RL EEA enthalten einen im 
Vergleich zu den Vorgängerinstrumenten gesteigerten Beschuldigtenschutz. Die 
kompakt gefassten Anordnungsbestimmungen ändern die Rolle der Anord-
nungsbehörde als ersuchende Behörde zwar nicht wesentlich. Neu im Rahmen 
der Anordnung ist aber ein eigenständiges Antragsrecht des Beschuldigten auf 
Erlass einer EEA „im Einklang mit dem nationalen Strafverfahrensrecht“.20 Auf 
diese Weise wird der Beschuldigte erstmals an der exekutorischen Zusammenar-
beit der Mitgliedstaaten als Teil der Pflege der außenpolitischen Beziehungen im 
Rahmen der Rechtshilfe in Strafsachen beteiligt. Mit der Einführung dieser An-
tragsbefugnis wird eine waffengleiche(re) Position des Beschuldigten gegenüber 
den grenzüberschreitend zusammenarbeitenden Strafverfolgungsbehörden be-
zweckt. Zu prüfen ist in diesem Zusammenhang, ob der deutsche Gesetzgeber 
eine Umsetzung vornehmen muss, die mit dem innerstaatlichen Antragsrecht auf 
Erhebung entlastender Beweise während des Ermittlungsverfahrens gleichläuft. 
Im Rahmen des IRG wäre dies eine strukturelle Neuerung, die einer kohärenten 
Umsetzung bedarf. 

Der Individualschutz wird ferner durch einen Grundrechtsvorbehalt ge-
stärkt, der die Justizbehörden an Art. 6 EUV unter ausdrücklicher Betonung der 

                                                           
18 Schomburg/Bohlander, Einf. Rn. 24. 
19 Die vertikale Zusammenarbeit zwischen dem einzelnen Staat und über- oder zwischenstaat-

lichen Institutionen regelt die RL EEA hingegen nicht, vgl. Lagodny, in: MAH Strafvertei-
digung, § 22 Rn. 87. 

20 Vgl. Art. 1 Abs. 3 RL EEA. 
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Verteidigungsrechte des Beschuldigten bindet.21 Letzterer Zusatz ist ebenfalls 
neu gegenüber Vorgängerinstrumenten wie dem Europäischen Haftbefehl22 und 
der Europäischen Beweisanordnung23. Dies ist ein wesentlicher Fortschritt im 
Hinblick auf die Verfahrensrechte des Beschuldigten. Die Aufnahme eines 
Grundrechtsvorbehalts in die RL EEA konstituiert einen klaren Vorrang der In-
dividualrechte gegenüber der gegenseitigen Anerkennung von grenzüberschrei-
tenden Ermittlungen.24 

Die Einführung eines Formblattes sowie der Fristgebundenheit soll die 
Vollstreckung einer EEA vereinfachen und beschleunigen. Eine tiefgreifende 
Veränderung der sonstigen Rechtshilfe ist damit jedoch nicht zu erwarten, da 
insbesondere die Ausgestaltung des Formblattes nicht wesentlich über den Inhalt 
von Ersuchen im Rahmen der bestehenden Rechthilfepraxis hinausgeht und die 
Verfristung zudem nicht sanktioniert wird. Aus der Beschuldigtenperspektive 
sind diese Dokumentationsauflagen freilich sinnvoll, da sie einem effektiveren 
Rechtsschutz zuträglich sind. 

II. 

Eine weitere zentrale Frage hinsichtlich der RL EEA ist, inwieweit die RL EEA 
die vollstreckungsstaatliche Behörde zu einer automatischen Vollstreckung im 
Sinne einer unbegrenzten wechselseitigen Anerkennung verpflichtet oder ihr eine 
verhältnismäßige Entscheidung im Einzelfall ermöglicht. Die Vollstreckung 
einer EEA knüpft an das traditionelle Rechtshilferegime an (Art. 4 Abs. 1 EU-
RhÜbk). Die traditionelle Rechtshilfe führte – in Abkehr vom locus regit actum-
Grundsatz – die forum regit actum-Regel ein. Demnach ist nach Maßgabe der 
RL EEA bei der Vollstreckung das Recht des Gerichtsstands, also das Recht des 
Anordnungsstaates, zu beachten. Die in der EEA angegebenen Verfahrens- und 
Formvorgaben der Anordnungsbehörde sind bei der Maßnahme durch die voll-
streckungsstaatliche Behörde zu berücksichtigen. Dies gilt allerdings gemäß 
Art. 9 Abs. 2 RL EEA nur, „sofern die angegebenen Formvorschriften und Ver-
fahren nicht im Widerspruch zu den wesentlichen Rechtsgrundsätzen des Voll-
streckungsstaats stehen.“ 

Ziel der Berücksichtigung des anordnungsstaatlichen Rechts bei der Be-
weiserhebung ist es, einen zwischen den Mitgliedstaaten möglichst verkehrsfähi-
gen Beweis zu erhalten, der in das Strafverfahren des Anordnungsstaates einge-

                                                           
21 Siehe Art. 1 Abs. 4 RL EEA. 
22 Im Folgenden als „EuHb“ bezeichnet. 
23 Im Folgenden als „EBA“ bezeichnet. 
24 Gleß, in: Sieber/Satzger/v. Heintschel-Heinegg, Europäisches Strafrecht, § 38 Rn. 10. 
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bracht werden kann. Die RL EEA schränkt diese Regel jedoch mittels bestimm-
ter Schutzmechanismen zugunsten des Beschuldigten wie der Versagungsmög-
lichkeit im Falle der Verletzung vollstreckungsstaatlicher Verfahrensstandards 
ein. Die differenziert ausgestalteten Ermessensvorschriften hinsichtlich der Voll-
streckung enthalten zahlreiche Vorbehalte und räumen der Vollstreckungsbehör-
de auf diese Weise einen Entscheidungsspielraum gegenüber der grundsätzlichen 
Vollstreckungspflicht zugunsten der Einhaltung innerstaatlichen Rechts, insbe-
sondere der Beschuldigtenrechte, ein. Die Systematik der abgestuften Ausnah-
merechte der Vollstreckungsbehörde und als ultima ratio ihr Versagungsrecht 
sind hierfür von herausragender Bedeutung. Dabei haben die Richtliniengeber 
zum Teil neuartige Versagungsgründe eingeführt, die die gegenseitige Anerken-
nung zugunsten des Individualschutzes, der Verhältnismäßigkeit und erstmals 
zugunsten des europäischen ordre public25 begrenzen. 

III. 

In ihrem besonderen Teil trifft die RL EEA für bestimmte Ermittlungsmaßnah-
men weitgehende Regelungen. Da es sich insoweit um grundrechtsintensive 
Maßnahmen handelt, ist eine solche „Harmonisierung“ sinnvoll, da auf diese 
Weise einheitliche verbindliche Standards auch zum Schutz von Grundrechten 
des Betroffenen festgelegt werden. Neben dem Harmonisierungsaspekt ist die 
Wechselwirkung der RL EEA mit anderen Instrumenten der gegenseitigen Aner-
kennung im Hinblick auf ihre verhältnismäßige Anwendung von zentraler Be-
deutung. Sie ist ebenfalls Gegenstand der Untersuchung. Die zeitweilige Über-
stellung inhaftierter Personen und die Vernehmung per Videokonferenz erlau-
ben, vom Erlass eines EuHb abzusehen. Die Anordnung einer EEA kann inso-
weit – als weniger eingriffsintensive Maßnahme im Vergleich zum Erlass eines 
EuHb – vorrangig sein. Dies wird aufgrund der enormen Anwendungsbedeutung 
des EuHb voraussichtlich weitreichende Konsequenzen für die Strafverfolgungs-
praxis haben. 

IV. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit ist die Prüfung der Rechtsbehelfssituation 
des Beschuldigten. Die RL EEA legt einen zweistufigen Rechtsschutz im Rah-
men der Rechtshilfe in Strafsachen fest.26 Der Beschuldigte sieht sich so einem 
                                                           
25 Siehe Art. 11 Abs. 1 lit. f) RL EEA i.V.m. Art. 6 EUV und der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union (GRCh). 
26 Vgl. Art. 14 RL EEA. 
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gespaltenen Rechtsweg gegenüber: Einwände gegen die Anordnung einer EEA 
führen ihn – buchstäblich – auf den Rechtsweg in den Anordnungsstaat, Ein-
wände gegen die Vollstreckung in den Vollstreckungsstaat. Ob und wie diese 
Situation den Erfordernissen eines effektiven Rechtsschutzes gerecht werden 
kann, ist zu prüfen. Denn der Beschuldigte und seine Verteidigung sehen sich 
einer besonders komplexen Eingriffssituation gegenüber. Sie müssen nicht nur 
die Einlegung paralleler Rechtsbehelfe erwägen, sondern einen Rechtsweg in 
einer fremden – vom Beschuldigten nicht legitimierten – Rechtsordnung be-
schreiten. 

V. 

Um den Umfang und die Reichweite der Beschuldigtenrechte der RL EEA beur-
teilen zu können, ist zudem auf die vorangegangenen Rechtsakte der europäi-
schen Rechtshilfe, insbesondere auf die Instrumente des EuHb und der EBA 
einzugehen. Zielführend ist dabei die Untersuchung, wie die RL EEA das Prinzip 
der gegenseitigen Anerkennung,27 das unter der Prämisse des gegenseitigen Ver-
trauens in andere mitgliedstaatliche Rechtssysteme steht, fortentwickelt. Die 
Übertragung dieses Prinzips auf die wechselseitige Anerkennung von „Unfrei-
heiten“ im Bereich der grundrechtsintensiven Strafverfolgung ist Teil des euro-
päischen Integrationsprozesses. Mangels harmonisierter Strafverfahrens- und 
Strafrechtsordnungen ist der Beschuldigte mehreren – ihm fremden – Strafver-
folgungsbehörden ausgesetzt. Infolge der Vertiefung der grenzüberschreitenden 
Strafverfolgung – jedoch ohne die parallele Stärkung der Beschuldigtenrechte – 
wird die Strafverteidigung massiv erschwert.28 

VI. 

Darüber hinaus wird die Arbeit einen Überblick über das Gesetzgebungsverfah-
ren der RL EEA geben, um zu beurteilen, ob der Geburtsfehler der RL EEA – 
Belgien hatte die Europäische Kommission, die einen Verordnungsentwurf vor-
bereitete, mit seiner Richtlinien-Initiative überholt – durch die Richtlinienver-
handlungen beseitigt werden konnte. Die übereilte Entstehung der Richtlinie 
aufgrund der sogenannten belgischen Initiative ist auch im Hinblick auf das 
Vereinheitlichungsziel aufschlussreich, wie die Festlegung des räumlichen und 
sachlichen Anwendungsbereichs der RL EEA zeigen. Während England zu den 

                                                           
27 Das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung basiert auf Art. 82 Abs. 2 Satz 1 AEUV. 
28 Burchard, in: Beck/Burchard/Fateh-Moghadam, Strafrechtsvergleichung, S. 284 f. 
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Signatarstaaten gehörte, haben sich Dänemark und Irland nicht der RL EEA 
angeschlossen. Der sachliche Anwendungsbereich der RL EEA ist dabei nahezu 
umfassend.29 

Richtungsweisend könnte in diesem Zusammenhang die Position des Europä-
ischen Parlaments sein, die es im Rahmen der Verhandlungen der RL EEA einge-
nommen hat. Die Forderung nach einer kohärenten europäischen Kriminalpolitik, 
die die fehlende Balance der europäischen Gesetzgebung im Hinblick auf die Be-
rücksichtigung von Sicherheits- und Freiheitsrechten austariert,30 bestimmte die 
Debatte der RL EEA. Das Europäische Parlament forderte während der Verhand-
lungen eine umfassende Berücksichtigung der Beschuldigtenrechte. Infolgedessen 
wurden in Einschränkung des Prinzips der gegenseitigen Anerkennung wesentliche 
Freiheitsgarantien in der RL EEA verankert. Die dezidierte Positionierung des 
Europäischen Parlaments ist dabei möglicherweise Indiz für einen zunehmenden 
Grundrechtsschutz im Rahmen der europäischen Rechtshilfe in Strafsachen. Dabei 
belegt die Entstehung der RL EEA, welche Probleme die Unterschiedlichkeit der 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten sowie der Europäischen Union aufwerfen. 
Diese Konflikte sind nur durch eine umfassende Harmonisierung des supranationa-
len Strafverfahrensrechts und letztlich auch des materiellen Strafrechts zu lösen, 
welche derzeit jedoch noch fernliegend scheint.31 

VII. 

Im rahmenbeschlussgeprägten Bereich der sonstigen Rechtshilfe hat der deut-
sche Gesetzgeber erstmals eine Richtlinie umzusetzen. Als Instrument der Ver-
einheitlichung stellt die RL EEA daher an den deutschen Gesetzgeber umfassen-
de Umsetzungsanforderungen, die es zu untersuchen gilt. Dabei ist der Umset-
zungsgesetzgeber hinsichtlich der Richtlinienziele gebunden. Den verbleibenden 
Umsetzungsspielraum hat er in möglichst grundrechtsschonender Weise zu nut-
zen. 

Die Negativerfahrung mit der Nichtigerklärung des ersten Europäischen 
Haftbefehlsgesetzes32 durch das BVerfG33 sollte den Umsetzungsgesetzgeber 
dahingehend sensibilisiert haben, dass die mit der Umsetzung der Richtlinie 
einhergehende Grundrechtseinschränkung mit besonderer Behutsamkeit vorzu-
                                                           
29 Vgl. Art. 3 RL EEA. 
30 Vgl. nur Morgenstern, in: Böse, Europäisches Strafrecht, § 15 Rn. 7. 
31 So skizzierte Radtke, GA 2004, 1 (19) im Zusammenhang mit einer Europäischen Staatsan-

waltschaft als Fernziel die Errichtung einer eigenständigen europäischen Finanzstraf- und 
Finanzstrafverfahrensordnung. 

32 Im Folgenden als „EuHbG I“ bezeichnet. 
33 BVerfG, NJW 2005, 2289. 
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nehmen ist. Neben der EMRK und der GRCh bindet das Grundgesetz den deut-
schen Umsetzungsgesetzgeber darüber hinaus an die Verfassung, insbesondere 
an den Vorbehalt des Gesetzes, den Schutzgehalt der Grundrechte und an den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 

Die Gefährdung der Rechtsschutzgarantie durch den oben aufgezeigten ge-
spaltenen Rechtsweg der RL EEA stellt besondere Umsetzungsanforderungen an 
den Gesetzgeber. Daneben ist die Nachzeitigkeit des Rechtsschutzes ein zentra-
les Problem der Beschuldigtensituation im Rahmen der grenzüberschreitenden 
Beweisgewinnung. Aufgrund verspäteter Kenntnisnahme können Rechtsmittel in 
der Regel erst eingelegt werden, wenn die Beweisergebnisse schon übermittelt 
worden sind. Ob dieses sperrige Rechtsbehelfsverfahren die zentrale Schwach-
stelle der RL EEA sein wird,34 hängt entscheidend von der Umsetzung des Ge-
setzgebers ab. 

Nach dem Bundesverfassungsgericht – damals noch vor der Unterzeichnung 
des Lissabonner Vertrags – ist die justizielle „Zusammenarbeit einer begrenzten 
gegenseitigen Anerkennung, die keine allgemeine Harmonisierung der mitglied-
staatlichen Strafrechtsordnungen vorsieht, gerade auch mit Blick auf den Grund-
satz der Subsidiarität (Art. 23 Abs. 1 GG) ein Weg, um die nationale Identität 
und Staatlichkeit in einem einheitlichen europäischen Rechtsraum zu wahren.“35 

Auf dieser Grundlage sind die Justizgrundrechte, insbesondere im Hinblick 
auf den fair-trial-Grundsatz und das Gebot der Normenklarheit zu achten. Es 
bedarf dabei vor allem eines definierten und vereinfachten Rechtsschutzes sowie 
einer effektiven Verteidigung. Dabei ist zu bedenken, dass der Einzelne sich 
mehreren zusammenwirkenden Behörden ausgesetzt sieht. Er ist gerade kein 
„Europäischer Beschuldigter“36 im Rahmen eines europäischen Straf- und Straf-
verfahrensrechts, sondern Beschuldigter nach dem jeweiligen Rechtssystem des 
Landes, in dem er die Straftat begangen hat. Die komplexe Beschuldigtensitua-
tion zeigt sich schon in den unterschiedlichen Definitionen der Mitgliedstaaten 
sowie der EMRK, wann der Einzelne als Beschuldigter gilt und in welchen Fäl-
len ihm entsprechende Rechte zustehen. 

Darüber hinaus ist die Frage zu erörtern, ob im Rahmen der Umsetzung der 
RL EEA eine grundlegende Novellierung des IRG erfolgen oder die Struktur des 
traditionellen Rechtshilferegimes – in einer Linie mit der Umsetzung des 
RB EuHb – aufrechterhalten werden sollte.37 
                                                           
34 Schneiderhan, DRiZ 2014, 176 (179). 
35 BVerfG, NJW 2005, 2289 (2291). 
36 Leutheusser-Schnarrenberger, StraFo 2007, 267 (267). 
37 Der fünfte Teil des IRG regelt die sonstige internationale Rechtshilfe, der zehnte Teil des 

IRG die sonstige EU-Rechthilfe (Art. 59 Abs. 2 IRG). Daneben besteht die Zusammenarbeit 
in Strafsachen in Form der Auslieferung und der Vollstreckungshilfe. Die vorliegende Ar-
beit konzentriert sich auf Umsetzungsfragen, die sich infolge der RL EEA für das IRG, die 
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Eine besondere Umsetzungsproblematik folgt auch aus dem oben erwähnten 
Antragsrecht des Betroffenen hinsichtlich des Erlasses einer EEA sowie aus der 
Einhaltung des Richtervorbehalts im Rahmen des Validierungsverfahrens der 
Richtlinie.38 Die EEA kann nach der RL EEA durch eine Nichtjustizbehörde, 
beispielsweise durch eine Polizeibehörde, erlassen werden. Für diesen Fall sieht 
die RL EEA jedoch eine Überprüfung durch eine übergeordnete Justizbehörde 
vor. Da es sich bei einer Justizbehörde sowohl um ein Gericht als auch um die 
Staatsanwaltschaft handelt, würde im Falle der Validierung durch die Staatsan-
waltschaft (außerhalb von Gefahr in Verzug) der Richtervorbehalt bei grund-
rechtsrelevanten Maßnahmen umgangen werden. Diese Missachtung richterli-
chen Rechtsschutzes steht im klaren Widerspruch zum deutschen Strafverfah-
rensrecht und ist vom Umsetzungsgesetzgeber aufzulösen. 

Eine weitere Herausforderung für den deutschen Gesetzgeber wird die 
grundrechtskonforme Umsetzung der Versagungsgründe im Rahmen der Voll-
streckung sein. Die RL EEA hat einen Ansatz der begrenzten gegenseitigen An-
erkennung gewählt. Demnach ist es wahrscheinlich, dass sich die Mitgliedstaaten 
ihren von der Richtlinie gewährten Vollstreckungsspielraum umfassend erhalten, 
um eine entsprechend ihrer Verfahrensordnung rechtskonforme Entscheidung 
treffen zu können. Dies könnte allerdings einen Zielkonflikt auslösen, da die 
Richtlinie ein möglichst einheitliches und effektives System der Beweisgewin-
nung zwischen den Mitgliedstaaten etablieren soll. In diesem Zusammenhang ist 
insbesondere die fakultative Ausgestaltung der Versagungsgründe zu prüfen, mit 
denen die Richtliniengeber eine möglichst weitreichende Anerkennung bezwe-
cken, um eine entsprechend weitgehende Vollstreckungsmöglichkeit zu erhalten, 
was freilich zu Lasten der Rechtssicherheit des Betroffenen geht. 

Darüber hinaus hat der deutsche Gesetzgeber bei der Umsetzung der Richt-
linie neben den Anforderungen der nationalen Rechtsordnung an das Umset-
zungsgesetz zur RL EEA die weiteren Ebenen des Grundrechtsschutzes durch 
die Konvention und die Charta zu berücksichtigen. 

Schließlich führt die noch ausstehende Umsetzung des RB EBA zu einer 
Kollision für den Umsetzungsgesetzgeber. Denn dieser Rahmenbeschluss wurde 
vom deutschen Gesetzgeber – wie von den meisten Mitgliedstaaten – nicht in-
nerhalb der Umsetzungsfrist umgesetzt. Formal führt dies dazu, dass der Rah-
menbeschluss umgesetzt werden müsste, obwohl die RL EEA diesen vollständig 
ersetzt. Diese sich überschneidenden Gesetzgebungsakte zeigen exemplarisch die 
inkohärente Rechtssetzung im Rahmen der sonstigen europäischen Rechtshilfe. 
Gerade vor dem Hintergrund der Vielzahl der Übereinkommen, Rahmenbe-
                                                                                                                                   

Nebengesetze sowie die Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen 
Angelegenheiten (RiVASt) ergeben. 

38 Art. 2 lit. c) ii) RL EEA. 


